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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 RA 3572/00
Datum 07.09.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 RA 53/01
Datum 11.06.2002

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 7. September 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich als Nacherbe gegen eine Rentenerstattung.

Der. 1918 geborene und. 1994 verstorbene H.-U. R. (im Folgenden: Versicherter)
war in der DDR berufstÃ¤tig und bezog vom dortigen RentenversicherungstrÃ¤ger
seit 1. Juni 1983 eine Altersrente.

Im August 1986 beantragte er bei der Beklagten Altersruhegeld und machte dazu
geltend, er sei am 16. Juli 1986 aus der DDR kommend in die Bundesrepublik
Ã¼bergesiedelt. Von diesem Zeitpunkt an gewÃ¤hrte ihm die Beklagte mit Bescheid
vom 25. November 1986 die beantragte Rente bis zu seinem Tod (letzter
Zahlbetrag 1.956,19 DM). Eine bis Juni 1995 erfolgte Ã�berzahlung wurde von der
Rentenzahlstelle der Post erstattet. Da der Versicherte seinen Wohnsitz in der DDR
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beibehalten hatte, wurde ihm auch auf ein dort gefÃ¼hrtes Konto weiterhin Rente
gezahlt, die zum 1. Juli 1990 auf Deutsche Mark umgestellt wurde und sodann
1.017,00 DM betrug. Zum 1 Juli 1991 wurde der aus Altersrente und
Zusatzaltersrente bestehende Gesamtzahlbetrag auf 1.331,00 DM vom TrÃ¤ger der
Rentenversicherung-Ã�berleitungsanstalt Sozialversicherung erhÃ¶ht. Mit Bescheid
vom 29. November 1991 wertete die nunmehr auch fÃ¼r diese Rente zustÃ¤ndig
gewordene Beklagte die Rente um und zahlte sie seit 1. Januar 1992 als
Regelaltersrente mit einem anfÃ¤nglichen Zahlbetrag von 1.687,93 DM bis zum Tod
des Versicherten (letzter Zahlbetrag im Dezember 1994 2.467,15 DM) weiter.

AnlÃ¤sslich der Beantragung einer Witwenrente durch die Vorerbin des Versicherten
fiel der Beklagten die bis dahin durch die Vergabe von zwei Versicherungsnummern
an den Versicherten unbemerkt gebliebene doppelte Rentenzahlung auf.

Mit Bescheid vom 31. Januar 1996 hob die Beklagte nach vorheriger AnhÃ¶rung
gegenÃ¼ber der Vorerbin die Bewilligung der vom 16. Juli 1986 bis 31. Dezember
1994 gewÃ¤hrten (West) -Rente mit der BegrÃ¼ndung auf, der Versicherte habe
entgegen den Angaben im 1986 gestellten Rentenantrag seinen Wohnsitz im Sinne
des Mittelpunktes des persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen Lebensbereiches in der
ehemaligen DDR gehabt, so dass der Rentenanspruch nach Â§ 96
Angestelltenversicherungsgesetz -AVG- geruht habe. Es wurde eine Erstattung in
HÃ¶he von 173.640,93 DM geltend gemacht. Dagegen legte die Vorerbin
Widerspruch ein und machte zu dessen BegrÃ¼ndung geltend, der
Lebensmittelpunkt des Versicherten habe seit Ende 1985 in Berlin-C. gelegen. Bis
Ende 1989 sei der Versicherte nur gelegentlich in das Staatsgebiet der ehemaligen
DDR eingereist. Erst nach dem politischen Umbruch habe er sich wieder hÃ¤ufiger
dort aufgehalten aber nie seinen ersten Wohnsitz in Berlin-C. aufgegeben. Nachdem
die Beklagte im Widerspruchsverfahren Ermittlungen Ã¼ber den Aufenthalt des
Versicherten im fraglichen Zeitraum angestellt hatte, deren Ergebnis fÃ¼r die
Angaben der WiderspruchsfÃ¼hrerin sprachen, hob sie den Bescheid vom 31.
Januar 1996 auf.

Am 29. MÃ¤rz 1998 verstarb die Witwe und Vorerbin des Versicherten. Nacherbe ist
der KlÃ¤ger.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers nahm die Beklagte mit Bescheid vom 24. Januar
2000 den Bescheid vom 28. November 1991 Ã¼ber die zum 1. Januar 1992 erfolgte
Umwertung und Anpassung der vom damaligen TrÃ¤ger der Rentenversicherung
der DDR anerkannten Altersrente von Beginn an zurÃ¼ck und forderte den KlÃ¤ger
als Nacherben zur Erstattung der im Zeitraum vom 1. Januar 1992 bis 31. Dezember
1994 entstandenen Ã�berzahlung in HÃ¶he von 76.661,27 DM auf. Der Bescheid sei
rechtswidrig gewesen, da der Versicherte nicht zwei Renten gleichzeitig habe
beziehen kÃ¶nnen. Dies habe dem Versicherten auch bekannt sein mÃ¼ssen, so
dass er keinen Vertrauensschutz fÃ¼r sich in Anspruch nehmen kÃ¶nne.
ErmessenserwÃ¤gungen seien bei dieser Sachlage nicht anzustellen, da ein
bÃ¶sglÃ¤ubiger LeistungsempfÃ¤nger sich schlechthin nicht auf einen
Vertrauensschutz berufen kÃ¶nne. Es liege eine sogenannte Ermessensreduzierung
auf Null vor. Den dagegen gerichteten Widerspruch wies die Widerspruchsstelle der
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Beklagten mit Widerspruchsbescheid vom 28. Juni 2000, der am 3. Juli 2000
abgesandt wurde, zurÃ¼ck.

Die dagegen am 2. August 2000 erhobene Klage, die nicht begrÃ¼ndet worden ist,
hat das Sozialgericht mit Gerichtsbescheid vom 7. Dezember 2001 abgewiesen.

Gegen den am 19. September 2001 zugestellten Gerichtsbescheid wendet sich der
KlÃ¤ger mit der am 16. Oktober 2001 eingelegten Berufung. Zu deren
BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er vor, die Rente kÃ¶nne nicht zurÃ¼ckgefordert werden, weil
der Versicherte sie zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes benÃ¶tigt habe und
die Erben nicht um den Betrag bereichert seien. Der Versicherte sei aufgrund einer
schwerwiegenden Augenerkrankung, die nur im Westen habe erfolgreich behandelt
werden kÃ¶nnen, nach West-Berlin Ã¼bergesiedelt. Da er sich nicht von seiner
Familie habe trennen wollen, habe er keinen Ausreiseantrag gestellt, denn dann
wÃ¤re ihm die Wiedereinreise in die DDR fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit verwehrt worden.
Aufgrund dieser UmstÃ¤nde habe sich der Versicherte nicht von der
Rentenversicherung der DDR abmelden kÃ¶nnen. Nach der Wende habe er
befÃ¼rchtet, wegen des Doppelbezugs von Rente belangt zu werden und deshalb
sein Doppelleben weitergefÃ¼hrt. FÃ¼r die doppelte HaushaltsfÃ¼hrung seien
beide Renten gebraucht worden. Zudem sei das RÃ¼ckforderungsverlangen der
Beklagten verjÃ¤hrt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 7. September 2001 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 24. Januar 2000 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. Juni 2000 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die den Versicherten betreffenden Rentenakten der Beklagten zu den Aktenzeichen
44 170618 R 008 und 65 170618 R 004 sowie die Prozessakten des Sozialgerichts
Berlin zum Aktenzeichen S 13 RA 3572/00 haben vorgelegen und sind Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, aber nicht
begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen, denn die
angefochtenen Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Der Beklagten steht der geltend gemachte RÃ¼ckforderungsanspruch zu. Die
Beklagte hat den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid wegen zu Unrecht
gewÃ¤hrter Leistungen nach dem Tode des EmpfÃ¤ngers zu Recht gegen seinen
Erben/Nacherben erlassen, weil dieser grundsÃ¤tzlich in die Ã¶ffentlich-rechtliche
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Rechtsstellung des Erblassers entsprechend den Â§Â§ 1922, 1967 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch â�� BGB â�� eintritt. Zwar fehlt im Sozialrecht eine ausdrÃ¼ckliche
Vorschrift, wonach bei Gesamtrechtsnachfolge die Forderungen und Schulden auf
den Rechtsnachfolger Ã¼bergehen, insbesondere aus den Bestimmungen Ã¼ber
die Sonderrechtsnachfolge (Â§Â§ 56 ff. Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� SGB I -)
ergibt sich aber, dass sich die Haftung des Erben im Ã�brigen nach den Vorschriften
des BGB richtet (vgl. Bundessozialgericht â�� BSG â�� SozR 1300 Â§ 45 Nr. 40).
Dies gilt jedenfalls, soweit es sich â�� so wie hier â�� nicht um hÃ¶chstpersÃ¶nliche
VerhÃ¤ltnisse oder UmstÃ¤nde handelt, die unlÃ¶sbar mit der Person des
RechtsvorgÃ¤ngers verbunden sind. Weil der Erbe in vollem Umfang in die
Rechtsstellung des Erblassers eintritt, kann die RÃ¼ckforderung durch
Verwaltungsakt geltend gemacht werden (vgl. BSG a.a.O.)

Gegen die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Bescheide kann auch nicht eingewandt werden,
dass die Nachlassverbindlichkeiten nicht vor dem Erbfall entstanden sind, da die
Rentenbewilligung nicht schon zu Lebzeiten des Versicherten zurÃ¼ckgenommen
worden ist. Denn zu den "vom Erblasser herrÃ¼hrenden Schulden" im Sinne von Â§
1967 Abs. 2 BGB gehÃ¶ren nicht nur solche, die bis zum Erbfall entstanden sind,
sondern aufgrund der Gesamtrechtsnachfolge gehen auf den Erben alle
vermÃ¶gensrechtlichen Beziehungen Ã¼ber, auch wenn ihre Folgen erst nach dem
Erbfall eintreten.

Rechtsgrundlage der Bescheide sind die Â§Â§ 45, 50 Sozialgesetzbuch Zehntes
Buch â�� SGB X -. Ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt darf, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den in Â§ 45 Abs. 2 bis 4 SGB X
genannten EinschrÃ¤nkungen ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
oder fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden (Â§ 45 Abs. 1 SGB X).
Nach Â§ 45 Abs. 2 SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt
nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Auf Vertrauen
kann sich der BegÃ¼nstigte nicht berufen, soweit er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe
FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat (Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X). Die
Voraussetzungen des Â§ 45 SGB X liegen vor. Bei dem Bewilligungsbescheid vom
28. November 1991, mit dem die Beklagte dem KlÃ¤ger erstmalig eine aus der DDR-
Rente umgewertete Regelaltersrente seit 1. Januar 1992 gewÃ¤hrte, handelt es sich
um einen rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt. Dem KlÃ¤ger stand
diese nach Â§ 307 a Sozialgesetzbuch Sechstes Buch â�� SGB VI â�� berechnete
Rente nicht zu, denn er hatte am 31. Dezember 1991 keinen Anspruch auf eine
nach den Vorschriften des Beitrittsgebiets berechnete Rente. Nach den Angaben
der Witwe des Versicherten, die durch die Ermittlungen der Beklagten bestÃ¤tigt
wurden, hatte der Versicherte seinen stÃ¤ndigen Wohnsitz seit 1986 nicht mehr in
der DDR. Nach Â§ 1 in Verbindung mit Â§ 74 der Rentenverordnung vom 23.
November 1979 (Gesetzblatt der DDR I Seite 401) hatten DDR-BÃ¼rger einen
Rentenanspruch nur dann, wenn sie ihren stÃ¤ndigen Wohnsitz dort unterhielten
oder wenn mit dem auslÃ¤ndischen Staat, in dem sie sich aufhielten, eine
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zwischenstaatliche Vereinbarung Ã¼ber RentenansprÃ¼che bestand. Eine solche
Vereinbarung bestand mit der Bundesrepublik Deutschland, die aus der Sicht der
DDR ein auslÃ¤ndischer Staat war, nicht, so dass der Versicherte seit seiner
Ã�bersiedlung in der DDR zu Unrecht eine Rente bezog.

Die rÃ¼ckwirkende Aufhebung der Rentenbewilligung ist nicht aus GrÃ¼nden des
Vertrauensschutzes ausgeschlossen, da dem Versicherten die Rechtswidrigkeit des
Leistungsbezugs bekannt war. Dies ergibt sich jedenfalls aus dem Vortrag des
KlÃ¤gers im Berufungsverfahren, der Versicherte habe auch nach der Wende sein
"Doppelleben" weitergefÃ¼hrt, da er befÃ¼rchtet habe, wegen des Doppelbezugs
von Rente belangt zu werden. Hinsichtlich des Vertrauensschutzes ist, wenn eine
rechtswidrige Leistung nicht mehr vom EmpfÃ¤nger, sondern aufgrund seines
Todes von den Erben zu erstatten ist, nicht auf jene, sondern auf die Person des
Erblassers abzustellen (vgl. Bundesverwaltungsgericht NJW 2002, 1892), denn nur
der Versicherte hat die Leistung aufgrund eines einen besonderen Vertrauensschutz
begrÃ¼ndenden SozialrechtsverhÃ¤ltnisses erlangt. Die Erben hingegen erlangen
die Leistungen nicht aufgrund eines SozialrechtsverhÃ¤ltnisses, sondern infolge
einer Gesamtrechtsnachfolge.

Die sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme nach Â§ 45 SGB X liegen
ebenfalls vor. Die Zehnjahresfrist nach Â§ 45 Abs. 3 Satz 2 SGB X ist gewahrt.
Gewahrt ist auch die in Â§ 45 Abs. 4 Satz 3 SGB X geregelte Jahresfrist. Da sich die
Kenntnis der BehÃ¶rde auf alle fÃ¼r die RÃ¼cknahme bedeutsamen UmstÃ¤nde zu
erstrecken hat, beginnt die Frist regelmÃ¤Ã�ig frÃ¼hestens mit der hier im Oktober
1999 erfolgten AnhÃ¶rung des BegÃ¼nstigten. Zudem hat die Beklagte auch erst
im Juni 1999 Kenntnis von der Nacherbenstellung des KlÃ¤gers erlangt. Eine
"VerjÃ¤hrung" des Erstattungsanspruchs ist mithin nicht ersichtlich.

Der angefochtene Bescheid ist auch nicht aus sonstigen GrÃ¼nden rechtswidrig. Es
ist nicht zu beanstanden, dass die Beklagte bei der in ihrem pflichtgemÃ¤Ã�en
Ermessen stehenden Entscheidung Ã¼ber die RÃ¼cknahme der
Leistungsbewilligung von einer sogenannten Ermessensreduzierung auf Null
ausgegangen ist. Nimmt ein Versicherter (auf den â�� wie bereits dargelegt wurde
â�� hier abzustellen ist), dem die Rechtswidrigkeit der RentengewÃ¤hrung bekannt
ist, die Leistung dennoch entgegen, dann kann er sich, sofern nicht ganz besondere
AusnahmeumstÃ¤nde vorliegen, schlechthin nicht auf ein bei der
ErmessensausÃ¼bung zu berÃ¼cksichtigendes Vertrauen berufen (vgl. BSG SozR
3-1300 Â§ 50 Nr. 16 und BSG B 3 P 8/01 R Seite 8 des amtlichen Umdrucks). Denn
in einem solchen Fall sind grundsÃ¤tzlich keine billigenswerten Interessen rechtlich
anzuerkennen, das zu Unrecht Erlangte ganz oder teilweise zu behalten. Ein
schutzwÃ¼rdiges Interesse am BehaltendÃ¼rfen des bÃ¶sglÃ¤ubig Erlangten ergibt
sich insbesondere auch nicht daraus, dass die Erstattung zu wirtschaftlichen
HÃ¤rten fÃ¼hren kann.

Konnte der Bescheid vom 28. November 1998 nach Â§ 45 SGB X mit Wirkung fÃ¼r
die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden, sind die erbrachten Leistungen
gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB X zu erstatten.
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Die Beiladung (Â§ 75 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) etwaiger weiterer Nacherben
zum Verfahren war nicht erforderlich. Mehrere Erben haften fÃ¼r die
Nachlassverbindlichkeiten als Gesamtschuldner, so dass jeder von ihnen in
Anspruch genommen werden kann. Der Senat schlieÃ�t sich der Auffassung des
Bundessozialgerichts (SozR 3-1500 Â§ 58 Nr. 1) an, dass auch unter dem
Gesichtspunkt der Ausgleichspflicht der Miterben untereinander im Verfahren gegen
einen oder mehrere Miterben lediglich Ã¼ber eine Vorfrage entschieden wird, so
dass jedenfalls kein Fall der notwendigen Beiladung gegeben ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 14.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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